
tenzeichen:

3-35-2216;
;‘I_mf \ N a m e n d e s V o 1 k e s

' Vln dem Bevisionsverfahren

Klägers und Revisionsbeklagten,

gegen

Beklagte,

weitere Beigeladene:
_ v‚ } '1) una 2) —————-————-—-—-——----_—___-_-;______________ _

Vihat der 5. Senat des Bundessozialgerichts ohne münd-

liche Verhandlung am 25. November 1964 unter Mitwirkung

von

Vefj‘i;Senat3präsidcnt Prof. Dr. B o g s
' ‚ als Vorsitzendem,

der Bundesrichter R i c h.t e r

und .4 f"°■" ' Dr. L a n g k e i t

sowie der Bunde35021alrichter Dr. L e d é r e r

‘ >" ' als ehrenamtlichen Richtern

für Recht‚erkannt:
.q_

Die Urteile des Landessozialgerichts Nordrheinälestfalen

Vom 9. Juli 1963 und des bozialgerichts Düsseldorf vom

28. April 1959 werden aufgehoben, soweit sie die Nach;

forderung von Beiträgen zur Rentenversicherung der

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


_ 2 _

Arbeiter in den Bescheiden der Beklagten vom 10„ und ‘u_
20. September 1958 sowie dem 4. Lärz 1959 betreffen. 'ß

Üie Klage wird abgewiesen, soweit sie die Nachforderung

von beiträgen zur kentenversichcrung der Arbeiter in

den Bescheiden der Beklagten v0m 10. und 20. September

1958 sowie dem 4. härz 1959 betrifft.

Die Beteiligten haben einander außergerichtliche Kosten

‚des Rechtsstreits nicht zu erstatten. '

Von Rechts wegen._

9er beigeladene Bernhard P. ist bei seinem Vater, einem

Goldschmied und Inhaber einer Werkstätte für kirchliche

"'Goidschmiedekunst;seit Jahren als Gehilfe beschäftigt.
Er erhält für seine Tätigkeit eine laufende Vergütung,

für die Lohnsteuer entrichtet wird. Seit dem 1. Septenher
..1958 führt der Kläger für seinen Sohn Bernhard Beiträge

zur KrankenyerSicherung und Rentenvorsicherung der Ar—

beiter ab. : 'ß' '„ '

ilDie beklagte Krankenkasse stellte im September 1958 fest,

„
daß der Kläger für die Zeit vor dem 1. September 1958

keine Beiträge zur Sozialversicherung für seinen sohn

entrichtet hat„und forderte vom Kläger die Nachentrich—

tung der Sozialversicherüngsbeiträgé für die Zeit vom

1. Oktober 1956 bis zum 31. August 1958 in Höhe von
1807,84 DM (Bescheide vom 10. und 20. oeptember 1958).

‘Der Widerspruch des Klägers hatte keinen Erfolg (Bescheid

’ der ■iderspruchsételle der beklagten Krankenkasse vom

4. März1958).. 4
;

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


-}...

Mit der hiergeg*n gerichteten Aufhebungsklage machte

der Kläger geltend, der Leiter der Nebenstelle der

seklagten in Kevelaer habe seiner Ehefrau im Jahre

1947 die Ausnunft erteilt, daß für den ncigeladenen P.

als Meistersehn keine Versicherung3pflicht bestehe.

Sein öohn sei dementsprechend der Beklagten im Jahre

1954 als freiwilliges Mitglied beigetreten. Auch bei

mehreren betriebsprüfungen, zuletzt am 19. November

1557, sei die Nichtabführung von Pflichtbeiträgen unbe—

anstandet geblieben. Von einer fnderung der Recht—
srrcchung zur Frage der Versicherungspflicht von Meister—

söhncn habe er erstmalig im beptember 1958 nenntnis er—

halten. Die Hachforderung für die Zeit vor dem 1. Sep—

tember 1€58 verstoße hiernach gegen Treu und Glauben.

Die beklagte Krankenkasse hat vorgetragen, sie habe im

Januar 1:57 in einem Rundschreiben an die Handwerksbe—
triebe der Kreishandwerkerschaft Geldern auf die Ver—

sicherungspflicht der sogenannten äeistersöhne nach dem

Urteil des bundessozialgerichts vom 5. April 1956 hinge-
viesen. Es sei deshalb davon auszugehen, daß der Kläger

über die Versicherungstlicht seines Sohnes unterrichtet

gewesen sei. Bio Naehforderung der Versicherungsbciträge

für die Zeit ab 1. Oktober 1956 (hinsichtlich der Kranken—

versicherung unter Anrechnung der gezahlten freiwilligen

Beiträge) sei deshalb rechtmäßig.

Das bozialgeri6ht (SG) hat die angefochtenen Bescheidc der
beklagten Krankenkasse aufgehoben (Urteil vom 28. April
1359). Das Landessozialgericht (LSG) hat die Berufungen

der beklagten Krankenkasse und der beigeladenen Landesver—

sicherungsanstalt (LVA) zurückgewiesen; die hevision wurde

zugelassen (Urteil vom 9. Juli 1363). Las LSG hat die Nach—
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“'forderung der Beiträge zur Sozialvéréicherung'naoh'den
_'; Grund satz von Treu und Glauben für ausgeschloss en_ er—

-achtet. ' “ "‘ ‘
_

_ _ -

_

Gegen_
dieses Urteil hat die

beigeladene 'LVA Revision

_5 e1ngelegt m_it dem Antrag,_v ' _ „__
"9'ff;

das angefochtene Urteil sowie das Urteil des
E_'SG aufzuheben‘und’die Klage inSow_eit abzu—

___'1iweisen‚ als sie die Bescheide der Beklagten__39'

'l-7_vom 10. und 20. September1958sowie vom
}l'4. März 1959 wegen der Nachforderung von’V
' Beiträgen zur Rentenvers_ieherung_ _der Ar— “;

"heiter betrifft. ’ '

* ' "

Ihrer
Auffääsüng'

nach kanndie Verpflichtung zur Nach—'}Ü
entrichtung ni_cht verjährter beiträge zur Rentenvers "’

% cherung nicht -mit der Berufung auf den Grundsatz von
_Treu und__Glaub_enausgeräumt werden.___fj '

’_Der Senat kbnnte im vorliegenden Fall ohne mündliche

Verhandlung'entscheiden,da alle Beteiligten sich'hioré'i

_
mit einverstanden erklärt haben (9 124 Abs. 2 des aq—..l

f'z1alger10htsgesetzes -SGG-) ' "' '
"’

'Qnie„Reüisionder beiéeladenenLVAist begründet;Zu-Uh7f]
'9recht_ hat das LSG auch die Nachforderuné der Beiträge '

'zur Rentenversicherung
der Arbeiter_— die allein noc_h

„_
_”umetritten ist —als unzulässig angesehen° _. jj '

'_Zutréffend ist
das LSG davon ausgegangen, daß Bernhard "

>_P; in der Zeit, für die die Beiträge zur Rentenversiche—

erung nachgefordert werden, beim Kläger_versicherungs-_Q_
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pflichtig bescnäftigt war. Daß Bernhard P. als "Meister—

sohn” in der sicheren Erwartung späterer Betriebsübernahme.

tätig gewesen ist, läßt die nach den Merkmalen dieses Be—

schiftigungsverhültnisses klar gegebene Versicherungspflicht

unberührt (BSG 3, 30).

De3sen ungeachtet hält das LSG die Nachforderung der Bei—

träge zur dentenversicherung für unzulässig, weil die be—

klagte Krankenkasse im Jahre 1946 oder 1947 - auSgehend

von der damals herrschenden Auffassung, ”üeistérsohn”
— )

neschäftigungsverhältnisee seien versicherungsfrei —
ausé' '

' drücklich erklärt habe, sie sehe nernhard ?. nicht als ver;
sicherun55pfliehtig beschäftigt an, und diese Auffassung

in der Folgezeit — durch Aufnahme des Bernhard P. als frei—

willigen Mitgliedsin der Krankenversicherung zum 1. Februar

1954 und durch Unterlassung von Beanstandungen bei ßetriebs—

prüfungen in den Jahren 1954 und 1957 — bestätigt habe.
Dieser heinung kann_nicht zugestimmt werden. Hierbei kann

dahinstehen, ob die Erklärung vom Jahre 1946 oder 1947

als Verwaltungsakt anzusehen ist. Selbst wenn hierin ein

Verualtungsakt zu erblicken wäre, käme ihr nicht die,;

Bindungswirkung nach 5 77 öGGzu, da diese Vorschrift nur
die nach Inkrafttreten des SGG— 1. Januar 1954 — ergange—_

nen Verwaltungsakte erfaßt. Vor dem 1. Januar 1954 konnte'
bei Streit über die VersicherungSpflicht und Beitragspflicht_.

in der Krankenversicherung Jederzeit das Versibherungsamt

zur Lntseheidung im Besahlußverfahren angerufen werden (9 405

Abs..2 der äeiChsversichéfungsordnung aF). Ebenso■enig ka■nf ”

in der Aufnahme des Bernhard P. als freiwilligcn Mitglieds .

der Krankenkasse und in der Nichtbeanstandung anläßlich

der Betriebsprüfungen 1954 und 1957 ein die Versicherungs—

und Beitragsfreiheit des Bernhard P. feststellcnder Verwal—_
tungsakt erblickt werden.
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Ist demnach @77 SGGim vorliegenden Fall auch unan—

wendbar, so kann dennoch, wie der erkennende Senat in

Seiner Entscheidung vom 23„ April 1964(302R EVO 5 1399

Bl. Aa 6 Nr. 5) näher dargelegt hat, die nachträgliche

_
Geltendmachung von Beitragsforderungen durch die hin-

zugsstelle nach dem auch für das öffentliche.■echt
__

gültigen Grundsatz von Treu uhu Glauben ausgeSchlossen“ä■

sein. Bei der hiernach gebotenen Interesüenabwägung

muß aber in der Rentenversicherung das Interesse des

Versicherten an der Nachentrichtung der Beiträge, weil

hiervon sein Leistungsanspruch abhängt, gegenüber den
„„

;iachteilen, die den beitragspflichtigen Arbeitgeber bei"
der Nacherhebung der Beiträge treffen können, als aus—{-
schlaggebend angesehen werden (vgl. die oben angeführte-

Entscheidung).‘ :„ ‘ ' ’ ‘ ' "

Demnach beSteht der angefochtene Beitra53bescheiu der

beklagten Krankenkasse zu Recht, soweit er die beiträge

zur Renténversicherung betrifft° Insoweit waren daher
‚das angefochtene Urteil und das Urteil des SG aufzuhe—

„
ben und die Klage abzuweisenovx

Die Kostenentscheidung beruht auf 5 193 Abs. l und 4

sec,» " ' ' ' '
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